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Dringliche Anfrage

Fraktion der FDP Hannover, den 12.10.2015

»VW-Abgasaffare” - Hat die Landesregierung Einfluss auf die Staatsanwaltschaft Braun-
schweig genommen?

Am 28. September 2015 veréffentlichte die Staatsanwaltschaft Braunschweig unter der Uberschrift
~Ermittlungsverfahren in der ,VW-Abgasaffare’ eingeleitet eine Pressemitteilung, die folgenden
Wortlaut hatte:

,Die Staatsanwaltschaft Braunschweig, Zentralstelle fur Wirtschaftsstrafsachen, hat aufgrund von
Strafanzeigen ein Ermittlungsverfahren gegen Prof. Dr. Martin Winterkorn, den ehemaligen Vor-
standsvorsitzenden der Volkswagen AG, eingeleitet.

Der Schwerpunkt der Ermittlungen liegt auf dem Vorwurf des Betruges durch den Verkauf von
Kraftfahrzeugen mit manipulierten Abgaswerten. Weiter ist in diesem Zusammenhang eine Strafan-
zeige der Volkswagen AG ohne Benennung eines Beschuldigten eingegangen. Zielrichtung der
Ermittlungen ist insbesondere die Klarung der Verantwortlichkeiten.

Mit Rucksicht auf die laufenden Ermittlungen kdnnen keine weitergehenden Auskinfte erteilt wer-
den.”

Eine gleichlautende Mitteilung hatten Vertreter der Staatsanwaltschaft Braunschweig im Rahmen
einer Pressekonferenz gemacht.

Daraufhin setzte weltweit eine umfassende Berichterstattung darliber ein, dass gegen Prof. Dr.
Martin Winterkorn ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren wegen der ,VW-Abgasaffare* eroffnet
worden sei.

Unter dem Datum des 29. September 2015 veréffentlichte die Staatsanwaltschaft Braunschweig
dann zu dem gleichen Sachverhalt folgende Pressemitteilung:

,Die Staatsanwaltschaft Braunschweig, Zentralstelle fur Wirtschaftsstrafsachen, hat aufgrund von
Strafanzeigen im Zusammenhang mit der ,Abgasaffare‘ ein Ermittlungsverfahren eingeleitet.

Der Schwerpunkt der Ermittlungen liegt auf dem Vorwurf des Betruges durch den Verkauf von
Kraftfahrzeugen mit manipulierten Abgaswerten. Weiter ist in diesem Zusammenhang eine Strafan-
zeige der Volkswagen AG ohne Benennung eines Beschuldigten eingegangen.

Zielrichtung der Ermittlungen ist insbesondere die Klarung der Verantwortlichkeiten. Da hamentlich
gegen den ehemaligen Vorstandsvorsitzenden Prof. Dr. Martin Winterkorn Anzeige erstattet wurde,
erfolgt auch diesbeziiglich die Prifung eines Anfangsverdachts. Bei Vorliegen eines Anfangsver-
dachts besteht die Verpflichtung der Staatsanwaltschaft zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens.
Der Anfangsverdacht muss jedoch auf konkreten Tatsachen beruhen, wobei offenkundige Tatsa-
chen des Zeitgeschehens eine Rolle spielen kénnen.

Mit Rucksicht auf die laufenden Ermittlungen kénnen keine weitergehenden Auskinfte erteilt wer-
den.”

Die Pressemitteilung vom Vortag war fortan nicht mehr auffindbar und abrufbar, und die neue Pres-
semitteilung ist nicht als Korrektur der vorangegangenen gekennzeichnet worden.

Unter dem Titel ,,Griff Rot-Griin zugunsten Winterkorns ein?“ berichtete die Braunschweiger Zeitung
am 7. Oktober 2015, dass bei der Staatsanwaltschaft Braunschweig gegen den ehemaligen
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VW-Vorstandsvorsitzenden Winterkorn ein Verfahren unter dem Aktenzeichen 411 Js 46675/15 ge-
fuhrt werde. Unter dem Js-Aktenzeichen werden bei den Staatsanwaltschaften Ublicherweise die
Ermittlungsverfahren gefuhrt, hingegen sogenannte Vorermittlungen - wenn iberhaupt - unter dem
AR-Aktenzeichen gefiihrt werden.

1. Ist es zutreffend, dass gegen den ehemaligen VW-Vorstandsvorsitzenden Prof. Dr. Winter-
korn bei der Staatsanwaltschaft Braunschweig ein Verfahren unter einem Js-Aktenzeichen ge-
fuhrt wird?

2. Gab es seitens der Landesregierung im Hinblick auf die Frage, ob Herr Prof. Dr. Winterkorn
als Beschuldigter zu fuhren ist, mundlich oder schriftlich Kontakt zur Generalstaatsanwalt-
schaft Braunschweig oder der Staatsanwaltschaft Braunschweig oder auch umgekehrt? Wenn
ja, wann, durch wen, in welcher Form und mit welchem Inhalt?

3. Unter welchem Aktenzeichen wurden sogenannte Vorermittlungen zur Klarung des Vorliegens
eines Anfangsverdachts bei den niedersédchsischen Staatsanwaltschaften in der Vergangen-
heit gefuhrt, z. B. im Verfahren gegen Bundesprasident a. D. Christian Wulff oder General-
staatsanwalt Dr. Luttig?

Christian Grascha
Parlamentarischer Geschéftsfiihrer

(Ausgegeben am 12.10.2015)



	Drucksache 17/4390
	Dringliche Anfrage
	Fraktion der FDP
	„VW-Abgasaffäre“ - Hat die Landesregierung Einfluss auf die Staatsanwaltschaft Braun-schweig genommen?

